
 Die Liechtensteiner Regierung 

genswerte des tunesischen Expräsidenten 
Zine al-Abidine Ben Ali und seiner Ehefrau 
Leila Trabelsi werden eingefroren. Die von 
der Regierung beschlossene Verordnung 
über Massnahmen gegenüber bestimmten 
Personen aus Tunesien tritt am Freitag in 
Kraft, wie Regierungssprecher Markus 
Amann auf Anfrage zu einem Bericht der 
Zeitungen «Tages-Anzeiger» und «Der Bund» 

tentum Gelder parkiert hat, war auf Anfrage 

«Kein Sanierungsfall»
Walter Kaufmann über die geplante Fixierung des AHV-Staatsbeitrags ab 2015

VADUZ – Eine Fixierung des jähr-
lichen Staatsbeitrags sowie 
Massnahmen für zusätzliche Ein-
nahmen sind die Hauptpunkte 
des AHV-Gesetzes, welches der-
zeit in Vernehmlassung ist.

• Martin Hasler

Die Ausgangslage ist klar: Wäh-
rend die Ausgaben für die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung in 
den nächsten Jahren weiter steigen 
werden, muss der Staat im Rahmen 
des laufenden Sparprogramms die 
Ausgaben senken. Eine mögliche 
Lösung für dieses Problem präsen-
tierte Sozialministerin Renate 
Müssner am Donnerstag; gemäss 
einem neuen Gesetz soll der Staats-
beitrag ab 2015 nicht mehr 20 Pro-
zent der jährlichen Ausgaben aus-
machen, sondern auf 50 Millionen 
im Jahr fixiert werden. Um die da-
raus resultierenden Mindereinnah-
men für die AHV zu kompensieren, 
ist die Einführung von drei ver-
schiedenen Massnahmen geplant: 
höhere Kürzungen für Rentenvor-
bezüger, Anpassung der Renten an 
einen neuen Index sowie Anhebung 
der Beitragssätze von Arbeitgebern 
und Selbstständigen.

AHV-Direktor Walter Kaufmann 
räumt angesichts der Gesetzesvorla-
ge ein, dass das ursprüngliche Ziel – 
die langfristige finanzielle Siche-
rung der AHV – aufgrund der Sanie-
rung des Staatshaushalts in den Hin-

tergrund geraten ist: «Erst in zweiter 
Linie versucht die Vernehmlassungs-
vorlage zu verhindern, dass die Sa-
nierung des Staatshaushalts sich 
langfristig negativ auf die finanzi-
elle Sicherung der AHV auswirkt.»

Solide Finanzreserven

Er betont jedoch, dass es sich bei 
der AHV aufgrund der gesicherten 
Finanzierung derzeit keineswegs 
um einen Sanierungsfall handle. 
Das zeigt auch der Ländervergleich: 
Während die Reserven in anderen 
europäischen Staaten meist nur auf 
einige Tage hinaus reichen, waren 
es beim liechtensteinischen AHV-
Fonds per Ende 2009 fast elf Jahre. 
Vor diesem Hintergrund sieht Kauf-
mann «keinen dringenden Hand-

lungsbedarf»; er weist jedoch da-
rauf hin, dass vor allem «ausgaben-
reduzierende Massnahmen nicht 
von heute auf morgen eingeführt 
werden» können. Schliesslich ver-
liessen sich die Versicherten auf ein 
bestimmtes Leistungsniveau.

Dementsprechend erfreut zeigt 
sich Kaufmann darüber, dass die im 
Gesetz vorgesehenen ausglei-
chenden Massnahmen nicht ein-
schneidend sind: «Für die AHV ist 
es erfreulich, dass sie nun ihren 
Versicherten nicht massive Verän-
derungen präsentieren muss. Eine 
Stärke der AHV ist ja eben ihre Be-
ständigkeit.» Er macht aber darauf 
aufmerksam, dass bei der Siche-
rung der AHV angesichts der lan-
gen Vorlaufzeiten Vorausdenken ge-

fragt ist: «Hier ist die Politik – denn 
diese trägt ja die Verantwortung – 
gefordert, langfristig zu denken.»

Zukünftige Anpassungen nötig

Walter Kaufmann sieht entspre-
chende Anstrengungen im aktuellen 
Gesetz teilweise verwirklicht; so 
sieht dieses ein Ende der Teuerungs-
anpassung vor, falls die Reserve-
grenze des Fonds unter fünf Jahres-
ausgaben fällt. Ähnliche Massnah-
men kann sich Kaufmann für die zu-
künftige Sicherung der AHV vor-
stellen: So sollte in Zukunft seiner 
Meinung nach auch eine automa-
tische Anhebung der Beiträge sowie 
die Abschaffung des AHV-Weih-
nachtsgelds an eine solche «Schmerz-
grenze» gekoppelt werden.

Gemäss Direktor Walter Kaufmann handelt es sich bei der AHV keineswegs um einen Sanierungsfall; er betont 
jedoch, dass für die zukünftige Sicherung der Finanzierung langfristiges Denken gefordert ist.
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«Für die AHV ist 
es erfreulich, dass 
sie ihren Versicher-
ten nicht massive 
Veränderungen prä-
sentieren muss.»
 Walter Kaufmann,
 AHV-Direktor

mit werde die «verfehlte Steuerpolitik von 
CVP, FDP und SVP» der letzten 20 Jahre 
ausgebadet. Statt Kosten zu verlagern und 

zichtsplanung» – so nennt die Regierung 
das Sparpaket – befasst sich der Kantonsrat 
übernächste Woche. Bis zu 100 Millionen 
Franken soll der Kanton in den nächsten 
Jahren sparen. Eine heisse Debatte zeichnet 
sich ab. Eine Überprüfung der staatlichen 
Aufgaben und Angebote findet auch die SP 
richtig, wie Kantonalpräsidentin Claudia 
Friedl am Freitag an einer Medienkonferenz 
sagte. Der Kanton arbeite aber bereits sehr 
effizient. «Den Kanton kaputt sparen, dazu 
sagt die SP ganz klar Nein», wurde betont. 

fentlichen Verkehr, ein halbes Jahr nachdem 
das Volk mit über 80 Prozent Jastimmen die 
S-Bahn-Vorlage gutgeheissen habe, sagte 

verbund Ostwind schmälere die Attraktivität  


